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Liebe Leserinnen, lieber Leser,
ungewöhnlich ausführlich befassen wir uns in dieser 
Ausgabe mit unserem Titelthema, nämlich den An-
strengungen der Besoldungsallianz von dbb berlin, 
DGB Berlin-Brandenburg, Deutscher Richterbund 
und Hauptpersonalrat, zur Beseitigung der Berliner 
Verstöße gegen die amtsangemessene Besoldung 
der Landesbeamten.

Auch wenn das gewünschte Ergebnis am 17. Juni im 
Abgeordnetenhaus leider ausgeblieben ist und ledig-
lich die absoluten Mindestauflagen, die das Bundes-
verfassungsgericht für die Berliner Richterbesoldung 
vorgegeben hat, beschlossen worden sind, zeichnet 
das Geschehen insgesamt doch ein sehr aufschluss-
reiches Bild der Landespolitik.

So aufschlussreich, dass wir meinen, in diesem Jahr 
auf Wahlprüfsteine zu den Positionen der Landes-
parteien zum öffentlichen Dienst im Vorfeld der an-
stehenden Abgeordnetenhauswahlen verzichten zu 
können. Die Fakten dürften hier eine deutlichere 
Sprache sprechen als wohlgesetzte Worte.

Was lange währt, wird bisweilen auch in Berlin gut: 
Das gilt zumindest für die vom dbb berlin initiierte 
Grundsatzerklärung gegen Gewalt, die endlich nicht 
nur vom dbb berlin und vom DGB Berlin-Branden-
burg, sondern auch vom Regierenden Bürgermeister 
der Stadt unterzeichnet worden ist. Haupttenor: 
null Toleranz bei Gewalt gegenüber den Beschäftig-
ten des Landes Berlin und Ausbau einer Kultur der 
Gewaltfreiheit.

Auch die Kultur ist in Berlin zu neuem Leben er-
wacht. Am 7. August startet die neue Grand Show 
„Arise“ im Friedrichstadt-Palast.

Und schließlich freuen wir uns, dass die stets aktu-
ellen Infos über die Berliner Corona-Regeln auf 
www.dbb.berlin gute Resonanz finden.

Noch schöner wäre natürlich, wenn das Infektions-
geschehen bald den Verzicht auf derartige Ein-
schränkungen zuließe. Das wünscht

Ihr

Frank Becker, 
Landesvorsitzender dbb berlin
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Besoldungsallianz konnte Verzögerungstaktik nicht verhindern

Sieg der Sturheit
Am 17. Juni 2021 hat das Berliner Abgeordnetenhaus ein rudimentäres Reparaturgesetz 
verabschiedet, das weder gerechten noch vertrauensbildenden geschweige denn fürsorg-
lichen Gesichtspunkten ausreichend Rechnung trägt, sondern auf Biegen und Brechen 
Kosten verzögernd, stur und ohne Rücksicht auf wachsenden Vertrauensverlust daher-
kommt.

Stur und verbissen ist das Machwerk deshalb, 
weil eine Besoldungsallianz von dbb berlin, 
DGB Berlin-Brandenburg, Deutscher Richter-
bund und Hauptpersonalrat dem Senat und 
den Abgeordneten seit fast einem halben 
Jahr gebetsmühlenartig vorgetragen hat, 
dass an der Beseitigung aller Berliner Verfas-
sungsverstöße bei der Bezahlung von Beam-
ten und Richter kein Weg vorbeiführt, auch 
wenn zunächst vom Bundesverfassungsge-
richt nur über die Richterbesoldung in den 
Jahren 2009 bis 2015 entschieden worden ist. 
Denn noch weitere Verfahren, die exakt den 
gleichen Sachverhalt bei den Beamten abbil-
den, sind anhängig. 

Aber statt generell mit den Verfassungsverstößen 
aufzuräumen, ist nicht einmal die Richterbesoldung 
abschließend im Reparaturgesetz bereinigt worden: 
So sollen zwar Ausgleichszahlungen für die der Klage 
beim Bundesverfassungsgericht zugrunde liegenden 
Jahre von 2009 bis 2015 gewährt werden, nicht aber 
für die Folgejahre, in denen sich das Unrecht zwangs-
läufig fortgesetzt hat. Und sein gutes Recht erhält 
überhaupt nur der, der alljährlich Widerspruch gegen 
eine unzureichende Bezahlung eingelegt hat.

Stur und unbelehrbar

„Die Regierungskoalition hat die mehr als berechtig-
ten Anliegen der Berliner Beamtinnen und Beamten 
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mit einer Sturheit und Unbelehrbarkeit abgebügelt, 
die ihresgleichen sucht. Alle Änderungsanträge an 
dem schäbigen Regierungs-
entwurf wurden verhindert, 
sodass den Abgeordneten 
schließlich am Ende nichts 
anderes übrig blieb, als das 
unzureichende Machwerk zu 
beschließen, damit wenigs-
tens Richterinnen und Richter 
einen Teilausgleich erhalten 
konnten“, empörte sich dbb 
Landeschef Becker.

Besonders enttäuscht zeigte 
sich Becker, dass es mit der 
Dialog- und Kompromissbe-
reitschaft des Senats alles an-
dere als weit her ist, selbst 
wenn ihm unisono sämtliche 
Beschäftigtenvertretungen 
entgegenstehen. Sehr schnell 
sei denn auch der Allianz klar 
geworden, dass Appelle und 
Argumente beim Berliner Se-
nat auf taube Ohren stießen. 
Die Vorsitzenden der in der 
Allianz zusammengeschlosse-

nen Einrichtungen fanden deshalb immer deutliche-
re Worte für die Verweigerungshaltung des Senats 

(siehe Kästen) und riefen 
schließlich eine Plakat- und 
Postkartenaktion ins Leben, 
die den Mitgliedern des Ab-
geordnetenhauses vor der 
Abstimmung über das stritti-
ge Gesetz verdeutlichen soll-
te, wie groß der Unmut der 
Betroffenen über die Ver-
schleppungstaktik des Berli-
ner Senats ist und wie viel 
Vertrauen mit der kleinlichen 
Auslegung des Karlsruher Ur-
teils durch die Landesregie-
rung verspielt wird.

Zigtausendfacher  
Protest

Über 3.000 Protestpostkarten 
der Betroffenen, die in den 
Jahren 2009 bis 2015 eine 
vom Bundesverfassungsge-
richt als „evident unzurei-
chend“ eingestufte Besol-
dung hinnehmen mussten, 

Frank Becker,  
Landesvorsitzender dbb berlin

„Das Bundesverfassungsgericht spricht bei der 
Besoldung von evident unzureichend. Und ... 
evident unzureichend finden auch wir die Re-

aktion des Berliner Senats darauf, nämlich 
hinsichtlich der A-Besoldung nichts zu ma-
chen und förmlich darauf zu drängen, dass 

das Land Berlin sich die nächste Klatsche vor 
dem Bundesverfassungsgericht für die evident 

unzureichende A-Besoldung abholt.“
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konnten die Vertreter der Besoldungsallianz am 16. 
Juni 2021 an die Vizepräsidentin des Abgeordneten-
hauses, Manuela Schmidt, übergeben. Weitere  
zigtausend Beamtinnen und 
Beamten hatten ihre Protest-
postkarten direkt an Abgeord-
nete geschickt. Weil nur für 
wenige Jahre entschädigt wer-
den soll, heißt es auf den Post-
karten: „Das ,Un-Recht‘ wird 
damit wiederholt und in den 
letzten Jahren wiedergewon-
nenes Vertrauen leichtfertig 
verspielt.“ Die klare Botschaft 
an die Abgeordneten lautete 
deshalb: „Unrecht beseitigen, 
Recht setzen und Vertrauen 
erhalten!“

Kritik auch von CDU 

Geteilt wurden die Forderun-
gen und Argumente der Besol-
dungsallianz von der Berliner 
CDU-Fraktion.

Ihr haushaltspolitischer Spre-
cher Christian Goiny kritisierte 
das sogenannte Reparaturge-
setz zur R-Besoldung im Vor-
feld der Abstimmung im Ab-
geordnetenhaus als völlig 
unzureichend. Nach Ansicht 
der CDU-Fraktion reiche es 
keineswegs aus, lediglich die 
unzureichende Besoldung der 
Richter in der Vergangenheit 
zu korrigieren. Der rot-rot- 
grüne Senat dürfe nicht ab-
warten, bis das Bundesver
fassungsgericht auch die  
A-Besoldung als nicht verfas-
sungskonform bewertet. Die 
CDU-Fraktion hatte deshalb 
den Senat bereits bei den Be-
ratungen im Hauptausschuss 
aufgefordert, sich nicht erst 
durch Gerichtsentscheide zu 
verfassungsgemäßem Han-
deln verurteilen zu lassen. 

Christian Goiny verwies in die-
sem Zusammenhang auch auf 
die Forderung der CDU-Frakti-
on, die Beamtenbesoldung in 
Berlin in mehreren Stufen auf das Bundesniveau an-
zuheben. Die Besoldungsziele des rot-rot-grünen Se-
nats, der sich an der niedrigeren Durchschnittsbesol-
dung der Länder orientiert, reichten nicht aus, um in 

Berlin einen wettbewerbs- und leistungsfähigen  
öffentlichen Dienst zu organisieren.

Allianz fragt nach 
Rückstellungen!

Auch wenn der Berliner Senat 
bei den Verfassungsverstö-
ßen gegen die amtsangemes-
sene Besoldung auf Zeit 
spielt und auf weitere Ent-
scheidungen des Bundesver-
fassungsgerichts wartet, än-
dert das letztlich nichts an 
der Tatsache, dass die Verzö-
gerungstaktik mit weiteren 
Entscheidungen aus Karlsru-
he ein Ende finden wird und 
erhebliche Nachzahlungen 
fällig werden. Umso wichti-
ger ist es, Vorsorge zu treffen 
und entsprechende Rückstel-
lungen zu bilden. 

In einem Schreiben an den 
zuständigen Finanzsenator 
Matthias Kollatz hat die  
Besoldungsallianz deshalb 
nachgefragt, in welcher 
Höhe im Land Berlin Rück-
stellungen für das Risiko  
von Besoldungs- und Ver
sorgungs-nachzahlungen 
wegen Widerspruchs- und 
Klageverfahren auf Gewäh-
rung einer amtsangemesse-
nen Alimentation bislang  
gebildet wurden und in wel-
cher Höhe sie im Haushalts-
jahr 2020 zu bilden sind. 

Bezug genommen wird in 
dem Schreiben auch auf das 
vorausschauende und bei-
spielhafte Vorgehen der Han-
sestadt Hamburg, die Rück-
stellungen in Höhe von 460,6 
Millionen Euro wegen des  Ri-
sikos von Besoldungsnach-
zahlungen im Zusammen-
hang mit Verfahren auf 
Gewährung einer amtsange-
mes-senen Alimentation in 
den Jahren 2011 bis 2020  
bildet. 

Gleichlautende Schreiben haben auch die Fraktionen 
des Berliner Abgeordnetenhauses erhalten, die aller-
dings bislang nur wenig Erhellendes zu der Rückstel-

Dr. Matthias Schifferdecker,  
Vorsitzender des  

Deutschen Richterbundes  
Landesverband Berlin

„Der Nachzahlungsanspruch wegen der un-
zureichenden Besoldung ergibt sich aus der 
Verfassung! Eine Reparatur nur für die Jahre 

2009 bis 2015 missachtet dies.“

Matthias Schlenzka,  
Abteilungsleiter Öffentlicher 
Dienst und Beamtenpolitik,  

DGB Berlin-Brandenburg

„Durch die Besoldungserhöhungen der letz-
ten Jahre konnte das Land Berlin bei den Be-
amtinnen und Beamten Vertrauen zurück
gewinnen. Jetzt kommt es darauf an, die 

Vorgaben des Bundesverfassungsgerichtes 
ohne ,Wenn und Aber‘ umzusetzen. Der Se-

nat muss auch für die A-Besoldung zügig ein 
Nachzahlungsgesetz auf den Weg bringen, 
sonst riskiert er, das gewonnene Vertrauen 

wieder zu verspielen.“

©
 A

nk
e 

Pe
te

rs
©

 p
ri

va
t

Juli/August 2021

hauptstadtmagazin

6



lungsthematik beigetragen 
haben. In einem Antwort-
schreiben des Berliner FDP-
Fraktionsvorsitzenden Se-
bastian Czaja heißt es dazu 
immerhin grundsätzlich: 
„Selbstverständlich gehört 
die Bildung von Rückstellun-
gen bei drohenden finanzi
ellen Belastungen dieser 
Größenordnung zu einer  
seriösen Haushaltspolitik.“ 

Respektlose Verzöge-
rungsstrategie

Die FDP will außerdem, dass 
alle betroffenen Beamtinnen 
und Beamten eine Nachzah-
lung erhalten sollen und nicht 
nur diejenigen, die gegen die 

verfassungswidrige Besoldung 
vor Gericht gezogen sind. „Ich 
kann keine Beamtinnen und 
Beamten von einer verfassungs-
mäßigen Alimentation ausgren-
zen, weil sie auf ihren Dienst-
herrn vertraut haben. Als 
redlicher Dienstherr muss das 
Land Berlin dafür geradestehen, 
dass es über mehrere Jahre hin-
weg seinen Bediensteten zu we-
nig bezahlt hat. Ein Abwarten 
auf die Entscheidung des Bun-
desverfassungsgerichtes über 
die A-Besoldungen erscheint uns 
im Hinblick auf die Offensicht-
lichkeit und Vergleichbarkeit mit 
der R-Besoldung als eine respekt-
lose Verzögerungsstrategie,“ 
heißt es wörtlich in dem Schrei-
ben des Fraktionsvorsitzenden.�

Daniela Ortmann,  
Vorsitzende des Hauptpersonal-

rates des Landes Berlin

„Die Verfassung stellt man nicht ins Belie-
ben. Verfassungswidrigkeit bei der Berliner 
Besoldung ist keine Bagatelle. Die Berliner 
Politik muss sich endlich ehrlich machen!“

Übergabe der Protestschreiben an die Vizepräsidentin Manuela Schmidt durch die Besoldungsallíanz Martina Riedel, stellv. Lan-
desvorsitzende dbb berlin, Frank Becker, Landesvorsitzender dbb berlin, Manuela Schmidt, Vizepräsidentin des Abgeordnetenhau-
ses, Daniela Ortmann, Vorsitzende des Hauptpersonalrates und Matthias Schlenzka, DGB-Abteilungsleiter Öffentlicher Dienst 
und Beamtenpolitik (von links) am 16. Juni 2021.
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dbb berlin: Mit uns gegen Gewalt

Gemeinsame Erklärung unterzeichnet!
Der dbb berlin hat zur Eindämmung der Gewalt gegen Angehörige des öffentlichen 
Dienstes eine Grundsatzerklärung initiiert, die jetzt vom Regierenden Bürgermeister 
Michael Müller und den Vorsitzenden der beiden Spitzenorganisationen dbb berlin und 
DGB Berlin-Brandenburg unterzeichnet wurde. Haupttenor des gemeinsamen Papiers: 
null Toleranz bei Gewalt gegenüber den Beschäftigten des Landes Berlin und Ausbau 
einer Kultur der Gewaltfreiheit.

dbb Landeschef Frank Becker: 
„Endlich ist ohne Wenn und 
Aber fixiert, dass die Sicher-
heit und Gesundheit der Be-
schäftigten in Berlin oberste 
Priorität haben und alle Maß-
nahmen ergriffen werden 
sollen, um der zunehmenden 
Gewalttätigkeit entgegenzu-
treten beziehungsweise ei-
nen respektvollen und ge-
waltfreien Umgang zu 
etablieren.“

So sollen künftig alle straf-
rechtlich relevanten Sachver-
halte, Bedrohungen und per-
sönliche Anfeindungen, wie 
verbale und sexuelle Belästi-
gungen, Sachbeschädigun-
gen oder auch das Mitführen 
von Waffen bei den Strafver-
folgungsbehörden angezeigt werden. Für die Berufs-
gruppen des öffentlichen Dienstes, deren tägliche 
Arbeit mit besonderen Gefährdungslagen verbunden 
ist, ist die Entwicklung passend zugeschnittener Prä-
ventionskonzepte vorgesehen. 

Den Opfern von Gewalt soll bei der Bewältigung des 
erfahrenen Unrechts geholfen werden, und in regel-
mäßigen Besprechungen wollen die Unterzeichner 
des Papiers schließlich die weitere Entwicklung ana-
lysieren und gegebenenfalls nachsteuern.

Inakzeptable Angriffe

Berlins Regierender Bürgermeister Michael Müller be-
kräftigte nach der Unterzeichnung: „Es ist inakzepta-
bel, wenn vermehrt Angehörige des öffentlichen 
Dienstes an ihrem Arbeitsplatz oder während eines 
Einsatzes angegriffen werden. Der Senat von Berlin 
sowie die gewerkschaftlichen Spitzenorganisationen 
DGB und dbb berlin verurteilen jegliche Form von Ge-
walt gegen Beschäftigte auf allen Ebenen des öffent-
lichen Dienstes des Landes Berlin. Die Sicherheit und 

Gesundheit der Beschäftigten 
haben oberste Priorität. Des-
halb muss mehr den je gel-
ten: null Toleranz gegen Ge-
walt. Die Grundsatzerklärung 
ist ein wichtiges Signal gegen 
Bedrohungen und Übergrif-
fe.”

Breite Zustimmung

Schon im Vorfeld der Unter-
zeichnung des Grundsatzpa-
piers gab es Zustimmung im 
politischen Raum. So stellte 
Innensenator Andreas Geisel 
klar: „Wir müssen auf allen 
Ebenen deutlich machen, 
dass wir hinter den Kollegin-
nen und Kollegen stehen, die 
jeden Tag für unseren Staat 
eintreten. Polizei, Feuerwehr, 

Ordnungsämter, die Beschäftigten in den Bürgeräm-
tern arbeiten für uns alle. Sie übernehmen Aufgaben, 
die uns allen zugutekommen. Sie anzugreifen, zu be-
schimpfen oder verächtlich zu machen, ist respektlos 
und gefährdet den gesellschaftlichen Zusammen-
halt. Mit der Grundsatzerklärung setzen wir ein 
deutliches Zeichen: keine Gewalt gegen Beschäftigte 
des öffentlichen Dienstes.“

Auch Finanzsenator Matthias Kollatz ließ es nicht an 
Deutlichkeit fehlen: Immer wieder kommt es zu ge-
waltvollen Übergriffen auf Landesbeschäftigte. Das 
betrifft vor allem diejenigen, die regelmäßig direkten 
Kontakt mit den Bürgerinnen und Bürgern haben, 
insbesondere bei der Polizei, Feuerwehr und den 
Ordnungsämtern. Ob Beschimpfungen, Bedrohun-
gen oder gar die Ausübung von körperlicher Gewalt: 
Wir missbilligen diese Entwicklung und stellen klar, 
dass wir keine Übergriffe dulden. Der Schutz der Be-
schäftigten hat oberste Priorität. Daher machen wir 
uns auch dafür stark, dass die ressortübergreifenden 
Strategien und Konzepte zur Gewalt- und Kriminali-
tätsprävention breite Anwendung finden.“�
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Jugendorganisationen

Öffentlicher Dienst muss attraktiver 
werden
Die dbb jugend berlin will das Interesse der Jugendorganisationen der Landesparteien 
am öffentlichen Dienst intensivieren und die gegenseitige Zusammenarbeit verstärken. 
Im Mai fanden dazu vier Videokonferenzen statt. Bereits in der Juni-Ausgabe hat das 
hauptstadt magazin über die Zusammentreffen mit der Jungen Union und der Linksju-
gend berichtet. Als nicht weniger anregend erwies sich der Austausch mit David Jahn 
und Marlene Jahn, die beiden trotz der Namengleichheit völlig unterschiedlichen politi-
schen Lagern, nämlich den Jungen Liberalen beziehungsweise den Jungen Grünen Berlin, 
angehören.

Beide plädierten unabhängig voneinander für eine 
attraktivere Ausgestaltung des öffentlichen Dienstes 
insbesondere für junge Menschen, wenn die schon 
vorhandenen Nachwuchsprobleme sich nicht noch 
ganz erheblich verschärfen sollen.

JuLi-Landeschef David Jahn sprach sich unter ande-
rem für ein energisches Vorantreiben der Digitalisie-
rung im öffentlichen Dienst aus. Die E-Akte sei ein 
gutes Konzept, könne aber erst der Anfang sein. Es 
gelte letztlich, alle Behördengänge zu digitalisieren, 
die Verwaltungen untereinander besser zu vernet-
zen und den Mitarbeitern ein attraktives Intranet 
für ihre Arbeit zur Verfügung zu stellen. 

Digitale Infrastruktur verbessern

Wie weit entfernt die Berliner Realität von derarti-
gen Vorstellungen ist, weiß Jahn selbst, hatte er 
doch bis vor Kurzem in einem Bezirksamt noch mit 

Windows 7 gearbeitet, einem längst nicht mehr ge-
warteten Betriebssystem. Insofern gelte es bei der 
digitalen Infrastruktur dringend „Geld in die Hand 
zu nehmen“. 

Auch eine Verwaltungsreform, die die Zuständigkeit 
auf eine Ebene verlagert, wurde von Jahn ange-
mahnt: „Es kann nicht sein, dass bei der Einrichtung 
eines Zebrastreifens fünf Behörden mitreden“, so 
der Junge Liberale wörtlich. 

Wenn junge Leute eine Beschäftigung im öffentli-
chen Dienst anstreben, zeigte sich Jahn überzeugt, 
sei ihre Motivation in erster Linie der Wunsch, einen 
Beitrag für die Gesellschaft zu leisten und Verant-
wortung für das Gemeinwesen zu übernehmen. Al-
lerdings würden Beschäftigungsbedingungen er-
wartet, die neben einer angemessenen Bezahlung 
und flexiblen Arbeitsmöglichkeiten auch eine leis-
tungsbezogene berufliche Perspektive ohne Lauf-

David Jahn, Marcel 
Oehm und Tim  
Lauterbach bei der 
Videokonferenz.
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bahnschranken bietet. Jahn hielt in diesem Zusam-
menhang durchaus auch eine leistungsbezogene 
Besoldungskomponente für zielführend. Dagegen 
schätzte er die Sicherheiten, die der öffentliche 
Dienst seinen Angehörigen bietet, als weniger  
relevant für die Berufswahl junger Leute ein.

Wichtiger sei eine flexiblere Stellenpolitik, die einen 
Tätigkeitswechsel innerhalb des öffentlichen Diens-
tes erleichtert und die Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter nicht dauerhaft an dieselbe Beschäftigung 
binde.

Imageprobleme

Massive Imageprobleme des öffentlichen Dienstes 
bei jungen Menschen hob die Sprecherin der Jun-
gen Grünen, Marlene Jahn, in einer weiteren Vi-
deokonferenz am 22. Mai hervor. Noch immer 
herrsche das Klischee einer langweiligen, vor
wiegend von älteren Männern durchgeführten 
Schreibtischtätigkeit in einem öden Büro vor.  
Bisherige Kampagnen hätten ihrer Ansicht nach 
kaum ein Umdenken bewirken können. Auch bei 
Bewerbungsgesprächen würde nicht der Eindruck 
von Aufgeschlossenheit und Modernität, sondern 
eher der Mief von gestern vermittelt. Im Hinblick 
auf den hohen Stellenwert der Verwaltung für die 
Funktionsfähigkeit des Staates sei dieses Negativ-
image völlig unangemessen, denn so Jahn wört-
lich: „Ohne Verwaltung Land unter.“

Mit sympathischer Offenheit räumte die Junge 
Grüne ein, dass ihre Organisation die Problematik 
um den Erhalt eines funktionsfähigen öffentlichen 
Dienstes teilweise verschlafen habe, jetzt aber zu-
mindest eine versierte Verwaltungsmitarbeiterin 
auf der Landesliste platzieren konnte.

Klar sei aber schon jetzt, dass künftig mehr Einkom-
mensanreize sowie verbesserte berufliche Perspekti-
ven und Fortbildungsmöglichkeiten geboten werden 
müssten.

Klimaschutz beachten

Natürlich legte Jahn in dem Gespräch auch Wert 
darauf, dass grüne Kernforderungen zum Klima-
schutz im öffentlichen Dienst durchgesetzt werden 
sollen. Dazu zählen etwa energetische Gebäudesa-
nierung, Dienstwagen mit Elektroantrieb und ein 
Inlandsflugverbot bei unvermeidlichen Dienstrei-
sen. Weitestgehend sollten auswärtige Meetings 
durch Videokonferenzen abgelöst werden. 

„Der öffentliche Dienst ist ein Querschnittsthema“, 
schloss die Junge Grüne.

Positive Bilanz 

dbbj-Landesvorsitzender Marcel Oehm und seine 
Stellvertreter Tim Lauterbach und Christoph Riess 
zogen am Ende der Gesprächsreihe eine sehr posi-
tive Bilanz. Es hat nicht nur mit allen Jugendorga-
nisationen gemeinsame Schnittmengen gegeben, 
vor allem ist das Interesse an der Intensivierung 
der Kontakte und an einer sachdienlichen Zusam-
menarbeit groß. Marcel Oehm: „Wir werden diese 
Chance nutzen, um unsere Vorstellungen und An-
liegen auf diesem Weg verstärkt in die Politik zu 
tragen.“�

Marlene Jahn 
von den Jungen 

Grünen Berlin

Christoph Riess 
unterstützte mit 
Tim Lauterbach 
den Vorsitzenden 
der dbbj berlin, 
Marcel Oehm, bei 
den Konferenzen.
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VBE Berlin

Der Markt ist leergefegt
„Jetzt ist die Katze aus dem Sack! Noch vor den Wahlen zum Abgeordnetenhaus gibt die 
Bildungsverwaltung erstmalig zu, dass sie die offenen Stellen in den Berliner Schulen 
nicht vollständig besetzen kann“, schreibt die Vorsitzende des VBE Berlin, Heidrun 
Quandt, in einem Leitartikel des Mitgliedermagazins „VBE aktuell“ von Juni 2021.

Weder mit ausgebildeten Lehrerinnen und Lehrern 
noch mit Quereinsteigern oder Studierenden seien 
die Stellen zu besetzen. „Der Markt ist leergefegt“, 
so Quandt, die prophezeit, dass der Mangel an 
Grundschulen in besonde-
rem Maße spürbar werden 
dürfte. Unterrichtausfall 
sei vorprogrammiert.

Umso ärgerlicher, dass die 
jetzige Krise hausgemacht 
und das Ergebnis jahrelan-
ger Fehlentwicklungen ist: 
Schlechte Arbeitsbedin-
gungen, hohe Arbeitsbe-
lastung, schwieriges  
Schülerklientel, keine Ver-
beamtung der Lehrkräfte, fehlende Studienplätze 
und Fachbereiche an der Universität zählt die VBE-
Landesvorsitzende zu den ursächlichen Faktoren. 
Wer könne es den Lehrkräften unter diesen Umstän-
den verdenken, wenn sie lieber in Bundesländer ab-
wandern, in denen sie eine wesentlich stressfreiere 
Arbeitswelt vorfänden.

Besonders unattraktiv macht den Lehrerberuf in 
Berlin die Nichtverbeamtung, die sich nach Feststel-
lung des VBE als erheblicher Nachteil bei der Suche 
nach qualifiziertem Nachwuchs erwiesen habe. 
Quandt wirft der Regierungskoalition in dieser Fra-

ge vor, Ideologie und Dogma über das Wohl der  
Allgemeinheit zu stellen denn angebliche Kosten-
vorteile einer Nichtverbeamtung seien längst  
widerlegt. 

Vollends absurd, so die 
VBE-Landeschefin weiter, 
werde die Haltung des Ber-
liner Senats dann, wenn er 
verbeamtete Lehrerinnen 
und Lehrer aus anderen 
Bundesländern freudig  
in Berlin aufnimmt – und 
zwar ohne Wenn und Aber 
unter Beibehaltung ihres 
Status und einer in der  
Regel höheren Bezahlung. 

Nicht selten handele es sich dabei um in Berlin aus-
gebildete Beschäftigte, die die schlechten Arbeitsbe-
dingungen in der Hauptstadt auf den Umweg über 
eine vorübergehende Beschäftigung in einem an-
dern Bundesland umgehen.

„Wer Kinder als wichtigstes Gut betrachtet und auf 
Bildung pocht, der muss auch bereit sein, Ideologie 
und Dogma aus politischen Entscheidungen heraus-
zuhalten und dafür zu sorgen, dass die Berliner  
Schülerschaft gut ausgebildete Lehrkräfte in aus
reichender Anzahl erhält,“ schreibt Quandt den  
Bildungspolitikern ins Stammbuch.�

Mobile Endgeräte für Lehrkräfte

HPR sagt schnelle Abstimmung zu
Der Hauptpersonalrat hat seinen Teil dazu beitragen 
wollen, dass Lehrkräfte endlich mit mobilen Arbeits-
mitteln durch den Arbeitgeber ausgestattet werden. 
Wie es in seinem Mitteilungsblatt heißt, hat er des-
halb eine schnelle inhaltliche Abstimmung zugesagt 
und hat auch die im Stellungnahmeverfahren einge-
bundenen Personalräte der Regionen sowie die Ge-

samtbeschäftigtenvertretungen um entsprechend 
kurzfristige Stellungnahmen gebeten. Ziel war es,  
die Geräte noch vor Beginn der Sommerferien an  
die Schulen zu liefern beziehungsweise den Kollegin-
nen und Kollegen dort auszuhändigen, damit sie sich 
über die Ferien hinaus bereits mit den Geräten ver-
traut machen können.�
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Zeichen gegen Homophobie gesetzt!
Der dbb berlin hat erneut ein klares Zeichen gegen Homophobie gesetzt und aus Anlass 
des EM-Fußballspiels Deutschland – Ungarn am 23. Juni 2021 in München ein unüber-
sehbares Regenbogen-Logo auf seiner Homepage www.dbb.berlin platziert. Auch viele 
andere Organisationen, öffentliche Stellen und einzelne Persönlichkeiten hatten ent-
sprechend reagiert, nachdem die UEFA eine Rebenbogen-Beleuchtung im Stadion  
während des Spiels abgelehnt hatte.

Der Münchner Stadtrat wollte auf diese Weise der 
Politik der rechtsnationalen Regierung Ungarns un-
ter Ministerpräsident Viktor Orbán eine unmissver-
ständliche Absage erteilen. Diese hatte ein Gesetz, 
das die Informationsrechte von Jugendlichen im Hin-
blick auf Homosexualität und Transsexualität ein-
schränkt, durch das Parlament gebracht und damit 
heftige Kritik ausgelöst. 

„Ja, heute ist wieder so ein Tag, an dem auch wir 
nicht still bleiben wollen“, hatte dbb Landeschef 
Frank Becker nach dem abschlägigen Bescheid der 
UEFA zum Münchner Vorstoß für mehr Vielfalt und 
selbstbestimmte Lebensformen erklärt. „Wir sagen 
deshalb klar und laut: Homophobie hat für uns kei-
nen Platz. Weder in der Politik, dem dbb berlin und 
seinen Fachgewerkschaften, noch im Sport, nein – 
niemals und nirgendwo!“

Becker betonte in diesem Zusammenhang, dass 
der dbb berlin unter anderem zu den Gründern des 
Arbeitskreises „Queerdenker gegen Homophobie“ 
zählt und regelmäßig aktiv am Lesbisch-Schwulen 
Straßenfest (Motzstraßenfest) teilnimmt, um sich 
mit seinen Fachgewerkschaften den „queeren The-
men“ anzunehmen und deren Akzeptanz in der 
Gesellschaft zu fördern.�

DKMS räumt  
mit Vorurteilen auf
Die DKMS (ehemals Deutsche Knochenmarkspender-
datei), deren Hauptaufgabe die Registrierung von 
Stammzellspendern ist, verwahrt sich auf ihrer Home-
page vor diskriminierenden Gerüchten, wonach homo-
sexuelle Menschen sich nicht als Stammzellspender 
registrieren lassen können. 
„Deine sexuelle Orientierung hat keinen Einfluss auf 
die Berechtigung potenzieller Lebensretter zu werden. 
Wir registrieren generell Menschen zwischen 17–55 
Jahren, die gesundheitlich fit sind. Ob heterosexuell, 
homosexuell, bisexuell oder trans+, ihr alle könnt euch 
dem Kampf gegen Blutkrebs anschließen. Es ist uns 
egal, wen du liebst, solange du es liebst, Leben zu ret-
ten“, heißt es wörtlich auf der Website.
Wie wichtig Stammzellenspenden im Kampf gegen 
Leukämie sind, unterstreicht die Tatsache dass allein  
in Deutschland alle zwölf Minuten ein Mensch die nie-
derschmetternde Diagnose Blutkrebs erhält, weltweit 
wird die Hiobsbotschaft sogar alle 27 Sekunden über-
bracht. Vielen Patientinnen und Patienten kann nur 
noch eine lebensrettende Stammzellspende helfen 
und je schneller eine geeignete Spenderin beziehungs-
weise ein geeigneter Spender gefunden wird, umso 
höher die Überlebenschancen der Betroffenen.
Wer mithelfen will, Leben zu retten: 

www.dkms.de/fb-registrierung ©
 d

bb
 b

er
lin



Auf der sicheren Seite im Friedrichstadt-Palast

Endlich wieder Showtime!
Eineinhalb Jahre lang ist das kulturelle Leben in Berlin pandemiebedingt praktisch zum 
Erliegen gekommen. Eine frohe Botschaft nach dieser Durststrecke kommt jetzt aus dem 
Friedrichstadt-Palast: Endlich ist dort wieder Showtime angesagt! Und mehr noch: Da-
mit dem Publikum der langersehnte Kunstgenuss nicht etwa wegen des immer noch un-
sicheren Infektionsgeschehens vorenthalten bleibt, kommt das Haus seinen Besuchern 
mit einem dreifachen „Fühl-dich-sicher-Versprechen“ entgegen.

Wie Intendant Berndt Schmidt gegenüber dem 
hauptstadt magazin erläutert, sind nicht nur Saal 
und Foyer seit 2020 mit einer hochmodernen Belüf-
tungsanlage ausgestattet, der Palast nimmt seinen 
Besuchern auch jegli-
chen bürokratischen 
Aufwand ab, sollte 
eine Vorstellung ein-
mal ausfallen müssen. 
„Das Eintrittsgeld wird 
dann automatisch an 
die Karteninhaber zu-
rücküberwiesen“, versi-
chert Berndt Schmidt 
und fügt hinzu: „Der 
Palast kommt seinen 
Gästen auch dann ent-
gegen, wenn sie ihrer-
seits am Besuch einer 
gebuchten Show ge-
hindert sind. Bis zwei 
Stunden vor Vorstel-
lungsbeginn sind Um-
buchungen auf einen 
anderen Termin oder 
auf einen entsprechen-
den Gutschein mög-
lich.“

Neue  
Grand Show

Natürlich locken nicht 
nur diese einmalig 
großzügigen und besucherfreundlichen Konditionen 
ab 7. August wieder in den Friedrichstadt-Palast. Mit 
„Arise“ geht dort eine neue Grand Show an den 
Start, deren Titel – auf Deutsch so viel wie „Wieder-
aufstehen“ – in der gegenwärtigen Situation passen-
der nicht sein könnte. 

„Seit 1. Februar wird unter Bedingungen wie im 
Leistungssport intensiv daran geprobt“, berichtet 
Intendant Schmidt, „konkret heißt das: Alle Mit-
wirkenden werden zweimal pro Woche einem 

PCR-Screening unterzogen, mit dessen Hilfe ein 
Coronavirus schon Tage vor dem Ausbruch bezie-
hungsweise der Ansteckungsgefahr nachgewie-
sen werden kann.“ 

Besondere Höchst-
leistungen waren in 
diesem Jahr auch bei 
der Vorbereitung der 
gigantischen Show, 
bei der nicht weniger 
als 100 Künstler auf 
der Bühne stehen, 
vonnöten. Denn we-
gen der Pandemie 
mussten neben den 
enormen Herausfor-
derungen, die bei ei-
ner Revue dieser Grö-
ßenordnung stets zu 
bewältigen sind, zu-
sätzliche Schwierig-
keiten gemeistert 
werden. So sind bei-
spielsweise immer 
wieder Engpässe, 
etwa bei der Liefe-
rung der Bühnenaus-
stattung, aufgetre-
ten.

Nach erfolgreichem Ab-
schluss der Probearbei-
ten dürfen sich die Zu-
schauer jetzt auf eine 

anrührende und aufwühlende Show voller Lebens-
freude, Hoffnung und Glück freuen. Wie immer prä-
sentiert die größte Theaterbühne der Welt dabei ex-
travagante Kostüme, atemberaubende Bühnenbilder 
und artistische Höchstleistungen. 

Jetzt Tickets sichern!

Wer sich endlich wieder im Friedrichstadt-Palast ver-
zaubern lassen möchte, sollte sich umgehend Tickets 
sichern unter: www.palast.berlin.�
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Unsere Gewinner
Fünf von der BBBank gesponsorte Powerbanks haben  
gewonnen: 
Iwona Kamnska,  
13407 Berlin 
Katrin Putschbach,  
14165 Berlin 

Volker Ruth, 12203 Berlin 
Kristina Dressler,  
10555 Berlin 
Andreas Jacob, 15337 Erkner

Das Lösungswort des Juni-Preisrätsels war „Zauberer“.
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Sie wollen die neue Show im 
Friedrichstadt-Palast genießen
… dann gönnen Sie sich doch einen besonderen Zu-
schauerplatz. Mit der richtigen Lösung und etwas 
Losglück können Sie bei unserem Preisrätsel dieses 
Mal zwei Upgrades gewinnen, die der Friedrich-
stadt-Palast gesponsert hat. Schicken Sie die  
richtige Lösung an:

dbb berlin 
post@dbb.berlin 
Fax: 030 327952-20

Einsendeschluss ist der 15. August 2021.

Der Rechtsweg ist ausgeschlossen.

©
 C

hr
is

tia
n 

Sc
hu

lle
r

Juli/August 2021

hauptstadtmagazin

15



hauptstadtmagazin

dbb
beamtenbund
und tarifunion

berlin

Generationswechsel bei der BBBank
Oliver Lüsch ist seit 1. Juli 2021 neuer Vorstandsvorsitzender der BBBank. Der 49-jährige 
bisherige stellvertretende Vorstandsvorsitzende löst planmäßig Wolfgang Müller ab, 
der mehr als 20 Jahre lang an der Vorstandsspitze stand. Zur neuen stellvertretenden 
Vorstandsvorsitzenden bestimmte der Aufsichtsrat Gabriele Kellermann.

Der Generationswechsel bei der BBBank war be-
reits im November vergangenen Jahres mit der Er-
nennung von Oliver Scheil (49) zum Generalbevoll-
mächtigten eingeleitet worden. Scheil, der zuvor 
als Bereichsleiter bei der Bayern LB tätig war, ver-
stärkt die Geschäftsleitung.

Mir der neuen Vorstandspitze und dem General
bevollmächtigten sieht sich die BBBank für eine  
erfolgreiche Zukunft bestens aufgestellt.

 
�

Informationslücke geschlossen
Der dbb berlin freut sich, offenbar eine Informations-
lücke bei den wechselnden Pandemieverordnungen 
geschlossen zu haben. Die dazu auf der Homepage 
des dbb berlin, www.dbb.berlin, tagesaktuell veröf-
fentlichten Zusammenfassungen hätten sie und ihre 
Kollegen „im wahrsten Sinne des Wortes, bei der 
täglichen Arbeit gerettet“, schreibt jedenfalls eine 

Mitarbeiterin der Zentralen Anlauf- und Beratungs-
stelle des Ordnungsamtes Tempelhof-Schöneberg an 
dbb Landeschef Frank Becker und sein Team, die sich 
schon über einige positive Rückmeldungen zu ihren 
Infos in Sachen Corona-Politik des Senats freuen 
konnten. 
�
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